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Urhahn soll nicht im Amt bleiben
CDU beantragt Abwahl des Ersten Stadtrats – SPD, Freie Wähler und FDP machen mit

FRANZ­RUDOLF URHAHN ist seit 2007 als Erster Stadtrat für Finanzen, Soziales und Umwelt verantwortlich.
Seine Tage im Rathaus sind aber wohl gezählt. Ein Antrag auf Abberufung wird von SPD, Freien Wählern, CDU
und FDP unterstützt. (Archivfoto: Schwappacher)

Mörfelden­Walldorf. Die Kommunalwahl hat zu einem politischen Bruch und einer Neuausrichtung im
Stadtparlament geführt. Dies macht jetzt ein CDU­Antrag besonders deutlich, der auf die vorzeitige
Abberufung des Ersten Stadtratrats Franz­Rudolf Urhahn (Grüne) abzielt. Unterstützt wird das
Vorhaben von SPD, Freien Wählern und FDP. Noch bevor das Dreierbündnis einen Koalitionsvertrag
unterschrieben hat, will es den Ersten Stadtrat gemeinsam mit der Union loswerden.

Ein echter Neustart sei nur ohne Franz­Rudolf Urhahn möglich, schreibt CDU­Fraktionschef Jan Körner in einer
Pressemitteilung. Vor allem die Art und Weise, wie sich der Erste Stadtrat in den letzten fünf Jahren in die
kommunalpolitische Diskussion einbrachte, habe die Fortführung einer politischen Zusammenarbeit unmöglich
gemacht.
Unabhängig davon, dass man Urhahn nicht für alles in Haftung nehmen könne, was unter Rot­Grün falsch
gelaufen sei, müsse man festhalten, dass der Erste Stadtrat bei vielen Bürgern symbolisch für eine Politik
stehe, die weite Teile der Bevölkerung ablehnten, so Körner weiter. Franz­Rudolf Urhahn habe diese Politik aber
auf Biegen und Brechen durchgesetzt.
Die CDU führte daher in letzter Zeit Gespräche mit SPD, Freien Wählern sowie der FDP und lotete die
Möglichkeiten einer Abwahl aus. Zu welchem Ergebnis Freie Wähler und FDP dabei gekommen sind, ist in der
Pressemitteilung der CDU zu lesen. Die Position der SPD ist in einem separaten Schreiben festgehalten, das fast
zeitgleich mit der CDU­Mitteilung per E­Mail versendet wurde.
Die überwiegende Mehrheit der Stadtverordnetenversammlung teile den Wunsch nach einem personellen
Neuanfang, wird der FDP­Fraktionsvorsitzende Carsten Röcken zitiert.
 Dass eine Abberufung Urhahns der Stadt zusätzliche Kosten verursacht, spricht Christian Schmauß,
stellvertretender Fraktionsvorsitzender der Freien Wähler, an. Bis zum Ende seiner regulären Amtszeit im Jahr
2019 erhält Franz­Rudolf Urhahn nach einer möglichen Abwahl über 70 Prozent seines monatlichen Gehalts.
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Eigene Bewertung:

Eigene Bewertung: 5 Durchschnitt: 5 (2 Bewertungen)

Über drei Jahre gerechnet, erscheint eine Summe von 200 000 Euro nicht unrealistisch. „Die politischen Kosten
eines Verbleibs von Urhahn wären ungleich höher und würden dem Wählerwillen nicht entsprechen“, befindet
Schmauß.
Abschließend erklären die drei Kommunalpolitiker: „Sollte die Abberufung von Urhahn erfolgen – und davon
gehen wir momentan aus – muss das die Grundlage sein für eine neue Form der parlamentarischen
Zusammenarbeit, auch über Koalitions­ und Oppositionsgrenzen hinweg.“
Dass eine Abwahl von der SPD mitgetragen wird, kommt nicht ganz überraschend. Bereits vor der Wahl ist man
auf Distanz zum einstigen Koalitionspartner gegangen, nach der Wahl sah man die Verantwortung für das
eigene schlechte Abschneiden nicht zuletzt bei den Grünen und ihrem Ersten Stadtrat.
 In vielen Gesprächen mit Vertretern der Fraktionen, aber auch mit Bürgern sei deutlich geworden, „dass es
einfach nicht vorstellbar ist, die Politik der neuen Mehrheit mit Herrn Urhahn in hauptamtlicher Position zu
gestalten“, heißt es nun von Alexander Best. Der SPD­Fraktionschef beteuert, dass diese Entscheidung nicht
einfach gefallen sei. In der Vergangenheit habe man in der Koalition mit den Grünen viele Projekte angestoßen
und inhaltliche Schwerpunkte gesetzt, die zu einer positiven Entwicklung in Mörfelden­Walldorf beigetragen
hätten.
Damit aber eine neue Mehrheit ihre Vorhaben umsetzen könne, sei es zwingend erforderlich, die
entscheidenden Posten mit Menschen zu besetzen, die aktiv an der Umsetzung mitwirken möchten, schreibt
Best.
Nach dem Willen der vier Fraktionen soll das Parlament in seiner Sitzung am 7. Juni über die Abberufung
beraten und abstimmen. Der Gesetzgeber sieht eine notwendige zweite Beratung und Beschlussfassung
frühestens vier Wochen nach der Erstberatung vor. Dazu soll es am 12. Juli kommen. In beiden Sitzungen wird
eine Zweidrittelmehrheit für eine Abberufung benötigt, die von den vier Fraktion gestellt wird. Zusammen
kommen sie auf 34 der insgesamt 45 Parlamentssitze. Kommt eine Zweidrittelmehrheit zustande, wird Franz­
Rudolf Urhahn am 13. Juli in den Ruhestand versetzt.
Sein Amt soll aber nicht unbesetzt bleiben, erklärten Jan Körner und Alexander Best auf Nachfrage des
Freitags­Anzeiger. Beide Fraktionsvorsitzende betonten, dass eine Stadt von der Größe Mörfelden­Walldorfs
zwei Hauptamtliche brauche. Die Stelle soll daher ausgeschrieben und wiederbesetzt werden. Dem üblichen
politischen Prozedere folgend, stellt die zweitstärkste Fraktion einer Koalition den Ersten Stadtrat. So
vereinbarten es zuletzt auch SPD und Grüne. Nun fiele diese Rolle den Freien Wählern zu. (seb)
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